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Absicherung für Künstler

Kulturministerin Claudia Schmied veröf-
fentlichte die Endfassung der Studie zur so-
zialen Lage der Künstler.

„Die soziale Lage der Künstlerinnen und
Künstler ist vor allem durch Phänomene wie
prekäre Arbeitsverhältnisse, neue Selbst-
ständigkeit und Teilzeitbeschäftigung ge-
prägt. Wir erleben eine extreme Einkom-
mensschere. Viele Künstler verdienen wenig,
wenige Künstler verdienen viel. Der Zugang
zu Kunstberufen hängt weiterhin stark von
der sozialen Herkunft ab. Vor allem im Sozi-
alversicherungssystem stehen viele Künstle-
rinnen und Künstler vor administrativen und
sozialen Hürden“, erläuterte Schmied das Er-
gebnis derStudie, weshalb die Förderung des
zeitgenössischen Kunstschaffens weiter in-
tensiviert werden muss. Die Studie ist auf der
Homepage des Kulturministeriums abrufbar:
www.bmukk.gv.at

Lebensmittel ohne Gentechnik

SPÖ-Umweltsprecherin Petra Bayr appel-
liert an die EU-Kommission, den Vorstößen
der Agrarlobby für neue Zulassungen gen-
technisch veränderter Pflanzen entschieden
entgegenzutreten. Die europäische Bevölke-
rung hat berechtigte Bedenken gegen den
Einsatz von Gentechnik in unserer Nah-
rungskette. „Die EU-Kommission soll eine
Kehrtwende in der Lebensmittelpolitik einlei-
ten“, verlangt Petra Bayr. Es gebe weiterhin
keine Langzeitstudien zur Unbedenklichkeit
solcher Lebensmittel, auch die Gentechnik-
Risikobewertung auf europäischer Ebene sei
mangelhaft. „Die EU-Kommission sollte sich
so rasch wie möglich auf die Seite ihrer Be-
völkerung stellen und sich nicht von den
Interessen bestimmter Agrarkonzerne leiten
lassen“, fordert Bayr.

T H E M E N D E R W O C H E

Aufwärtstrend in Salzburg
Wenige Monate vor der Landtagswahl führt die SPÖ in
den Umfragen klar vor der ÖVP.

N ach einerSchwächephase in den
Umfragedaten erholen sich auch
die Werte der Salzburger SPÖ

wieder. Sie kommt in einer aktuellen
IMAS-Umfrage auf 44 Prozent, die ÖVP
nur auf 34 Prozent, die FPÖ auf 10 und die
Grünen auf 8. Noch besser liegt die Spit-
zenkandidatin selbst: 51 Prozent der Salz-
burgerInnen wollen Gabi Burgstaller
weiterhin als Landeshauptfrau sehen, le-
diglich 24 Prozent ihren Kontrahenten
Wilfried Haslauer als Landeshauptmann.
Auch bei den Sympathiewerten liegt Gabi
Burgstaller klar vor ihrem Herausforderer:
77 Prozent aller SalzburgerInnen halten
Gabi Burgstaller für sympathisch, Haslau-
er dagegen 55 Prozent. Außerdem halten
61 Prozent der WählerInnen die Landes-
haupttfrau fürvolksnah, 68 Prozent schät-
zen sie als starke Persönlichkeit.

Im Jahr 2004 hatte die SPÖ mit Gabi
Burgstaller einen überwältigenden Sieg
errungen, sie erreichte 45,4 Prozent, die

ÖVP lediglich 37,9. Während damals die
ÖVP in etwa stagnierte, gewann die SPÖ
43.678 Wählerstimmen dazu, was einem
Gewinn von 13,1 Prozent entsprach.
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UMFRAGE

Energie und Klimawandel
Eine „Energierevolution“ bietet auch neue wirtschaft-
liche Chancen.

W ir brauchen eine Energierevo-
lution, aber auch eine Pro-
duktrevolution, um Energie ef-

fizienter zu nutzen“, forderte Staatssekre-
tärin Christa Kranzl anlässlich der Eröff-
nung der vom Bundesministerium fürVer-
kehr, Innovation und Technologie veran-
stalteten Tagung „Energie neu denken -
Innovationen für Energiesysteme, Netze
und Verbraucher“. Die langfristige Siche-
rung der Energieversorgung ist eine zen-
trale Zukunftsfrage und eine globale Her-

ausforderung geworden. Einerseits wer-
den die Ressourcen an fossilen Energien
geringer, der Energieverbrauch steigt und
es gilt den Klimawandel abzuwenden.
„Um für die Herausforderungen der Zu-
kunft gerüstet zu sein, braucht es ein
Bündel von Maßnahmen“, betonte Kranzl.
Neben der Erhöhung des Anteils von er-
neuerbaren Energien und der Reduzie-
rung von CO2 (die G8-Staaten wollen ihre
CO2-Emission bis 2050 um 50 Prozente
reduzieren), sei es ebenso wichtig, neue
intelligente Stromnetze und energiespa-
rende Endverbraucherprodukte zu ent-
wickeln. Als besonders wichtig betrach-
tet die Staatssekretärin den Bereich des
Wohnens, da „40 Prozent der Energie in
den Gebäuden verbraucht wird“. Öster-
reich habe die höchste Passivhausdichte
in Europa und sei damit ein klarerVorrei-
ter im Bereich des Klima schonenden
Wohnens.

Ihr direkter Draht zur SPÖ

Wir hören zu, wir informieren,
wir diskutieren ...
Sie erreichen unsere Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter von Montag bis Freitag
zwischen 9 und 17 Uhr telefonisch unter
0810 810 211 aus ganz Österreich zum
Ortstarif.
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Gabi Burgstallers SPÖ Salzburg geht als
Favorit in die Landtagswahlen.
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POST

Keine betriebsbedingten Kündigungen, dafür eine Servicegarantie für alle existie-
renden Postfilialstandorte, das sind die Eckpunkte, die beim Post-Gipfel am Mitt-
woch festgelegt wurden.

Kündigungen vom Tisch

�

D
ie notwendige Neuaus-
richtung der Österreichi-
schen Post AG warThema
eines „Runden Tisches“,
an dem neben Verkehrs-

minister Werner Faymann und Finanzmi-
nister Wilhelm Molterer weitere Vertreter
der Politik und der Personalvertre-
tung der Post sowie der gesamte
Vorstand der Post vertreten waren.
Die Schließung von 1.000 Filialen
der Post ist laut Infrastrukturmini-
ster Werner Faymann „vom Tisch“,
es sei für ihn auch „politisch un-
vorstellbar“, eine derart hohe An-
zahl an Postämtern zu schließen, so
der SPÖ-Vorsitzende. Faymann be-
tonte weiters, dass es in derSitzung
eine klare Mehrheit gegeben habe,
dass ein derartiger Kahlschlag
nicht in Frage komme.

Der Postvorstand hat in der
Sitzung des Runden Tisches aus-
drücklich begrüßt, dass die Politik
sich nunmehr aktiv mit der Frage
der Liberalisierung des Postmark-
tes Anfang 2011und den damit ver-
bundenen notwendigen Marktre-
geln – inklusive Klärung der Uni-
versaldienstfinanzierung – auseinander-
setzt. DerVorstand derPost hat klarunter-
strichen, dass die effiziente Führung des
Unternehmens die Voraussetzung dafür
ist, dass eine Finanzierung des Universal-

dienstes – die Verpflichtung zur Versor-
gung der österreichischen Bevölkerung
mit hoher Qualität – überhaupt erfolgen
kann.

Von Seiten des Infrastrukturministeri-
ums will man auf jeden Fall das erste
Halbjahr 2009 nützen, um zu prüfen, wie

man die Post unterstützen kann. Für ihn
ist vorstellbar, so Faymann, eine Maß-
nahme zu setzen – etwa über eine Ver-
ordnung – dass jene Anbieter, die imZuge
der Liberalisierung 2011 neu auf den

Markt kommen, in ganz Österreich flä-
chendeckend verteilen müssen oder über
ein Lizenzverfahren finanziell dazu bei-
tragen, dass andere Anbieter flächen-
deckend verteilen. Diese Verordnung
müsste in engster Abstimmung mit EU-
rechtlichen Bestimmungen erfolgen.

Faymann betonte auch, dass die Auf-
gabenverteilung zwischen ihm und Fi-
nanzminister Molterer bezüglich der Post
klar sei und er diese nie in Frage gestellt
habe. Molterer sei für den Betrieb zustän-
dig, während er für die, „wie ich sie nen-
ne, Qualitäts- oder Konsumentenschutz-
verordnung“ zuständig sei.

SPÖ-Vorsitzender Faymann betonte,
dass eine zukünftige Regierung sich ins-
gesamt die Frage stellen müsse, wie Be-
triebe zu führen seien, die ganz oder teil-
weise in staatlicherHand seien; denn man
könne „nicht von Konjunkturprogrammen
reden und für die eigenen Betriebe gel-
ten die nicht“.

Post-Gewerkschaftschef Gerhard Fritz
erhält die Streikdrohung allerdings auf-
recht. Entscheidend sei die Post-Auf-
sichtsratssitzung am 11. Dezember, in
der die Sparpläne für 2009 präsentiert
werden.

Z U M T H E M A

Die Post legte dem „Runden Tisch“ eine Of-
fensivstrategie vor, die vorsieht, dass bis
zum Jahr 2010 ein beträchtliches Umsatz-
wachstum angestrebt wird.
Damit sind drei wesentliche Punkte zur
Versorgungssicherheit derösterreichischen
Bevölkerung gewährleistet:

1. Absicherung der flächendeckenden Ver-
sorgung mit Postdienstleistungen für die
österreichische Bevölkerung

2. Werterhaltung der Österreichischen Post
AG (Anteile im Wert von einerMilliarde Euro
gehören den Österreicherinnen und Öster-
reichern)
3. Keine betriebsbedingten Kündigungen
im Jahr 2009, aufgrund vorhandener Po-
tenziale aus normalen Pensionierungen,
hoher Fluktuation und einem seit August
dieses Jahres existenten Sozialplan, der bis
Ende 2009 mit der Gewerkschaft vereinbart
wurde.

Offensivstrategie der Post
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Postämter bleiben
geöffnet, Kündigungen
wurden abgewehrt –
auch die Dienstleistungen
(Brief und Paket) sollen
gesichert werden.
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REGIERUNGSVERHANDLUNGEN

S
PÖ und ÖVPsind in denVer-
handlungen zur Bildung ei-
ner Koalition in vielen wich-
tigen Punkten weitergekom-
men. Auch wenn vor Ab-

schluss der Verhandlungen keine Details
bestätigt werden können, ergibt sich ge-
meinsam mit dem bisher Erreichten ein
großes Paket zur Entlastung, zur Kauf-
kraftstärkung, zu einem Mehr an sozialer
Sicherheit und zur Bekämpfung der Ar-

beitslosigkeit durch Investitio-
nen in die Infrastruktur. „Mehr
soziale Sicherheit, rasche Ent-
lastung derSteuerzahlerInnen,
Kaufkraftstärkung und Infra-
strukturinvestitionen zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit
– das sind die Aufgaben einer
Regierung“, so die Koordina-
torin der Regierungsverhand-
lungen, SPÖ-Bundesge-
schäftsführerin Doris Bures.
Auch wenn die Verhandlun-
gen noch nicht abgeschlossen
sind, zeichnet sich ein großes
Entlastungspaket ab – „wirt-
schaftlich notwendig und so-
zial gerecht“, erklärte Bures.
Im Folgenden die zentralen
Punkte:

Weitere Entlastung für
kleine Einkommen

� Zur Stärkung der kleinsten
EinkommensbezieherInnen
hat die Regierung in den letz-
ten Monaten die Arbeitslosen-
versicherungsbeiträge bis zu
einem Monatseinkommen von
1.350 Euro gestrichen bzw. ge-
senkt. Das bringt bei einem
Monatsgehalt von 1.000 Euro
brutto 420 Euro Entlastung im
Jahr. Insgesamt eine Million

Menschen, darunterviele Frauen, pro-
fitieren von dieser Maßnahme.

� Im Zuge der anstehenden Steuerre-
form sollen die kleinsten Einkommen
weiter entlastet werden – etwa durch
Anheben derEinkommensgrenze, um
mehr Menschen von der Steuer zu
befreien, und durch eine Senkung
des Einstiegssteuersatzes, um die
Steuerlast für kleine Einkommen zu
reduzieren.

Mittelstand rasch entlasten

� Weiters muss nun vorallem derMittel-
stand rasch entlastet werden, und
zwar mit einer Steuersenkung bereits
mit Jänner 2009. Damit würde auch
die Kaufkraft am effektivsten gestärkt
werden.

� Rund 80 bis 90 Prozent des gesamten
Entlastungsvolumens von 2,3 Milliar-
den Euro sollten den Einkommensbe-
zieherInnen von unter 4.000 Euro zu-
gute kommen.

� Grundsätzlich gilt, dass alle Steuer-
zahlerInnen entlastet werden müssen,
allerdings mit einerDeckelung bei den
obersten EinkommensbezieherInnen.

Konjunktur stärken, Arbeitslosigkeit
bekämpfen

� Schließlich muss mit Investitionen in
die Infrastruktur der Konjunkturkrise
und der drohenden Arbeitslosigkeit
gegengesteuert werden.

� Mit dem bereits zweiten Konjunktur-
paket werden 1,9 Milliarden Euro in
Schulen, Universitäten und Bahnhöfe
investiert, um Beschäftigung anzu-
kurbeln.

Vereinbarkeit von Beruf und Familie

� Mit dem Ausbau der Infrastruktur soll
eine qualitativ hochwertige und leist-
bare Kinderbetreuung gewährleistet
werden.

� Die Entlastung von Familien mit mit-
leren Einkommen steht im Zentrum
der Verhandlungen, wobei die Fami-
liensteuerreform ein sehr wichtiger –
wenn auch nicht der einzige – Punkt
ist.

� Die Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milienleben für Frauen und Männer
muss gewährleistet sein, die Potenti-

Die Regierungsverhandlungen gehen in die Zielgerade. Nach einer kurzen, nicht
eingeplanten Unterbrechung, werden die Gespräche intensiv und zügig weiter ge-
führt. Unüberwindbare Hürden sollte es keine mehr geben.

Keine großen

Mit der vorgezogenen Steuer-
reform, mit Konjunkturpaketen

und weiteren Maßnahmen wird
ganz massiv in die Schaffung

neuer Jobs und die Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit investiert.
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ale von Frauen sind für die Sicherung
des Wohlstands in Österreich un-
verzichtbar. Dazu gehören auch Ab-
sichtserklärungen über die Entwick-
lung von Väterbeteiligungsmodellen,
denn Kinderbetreuung betrifft beide
Elternteile gleichermaßen.

Was Pröll schon
immer wissen wollte

SPÖ-Bundesgeschäftsführerin Doris
Bures sieht jedenfalls „keine unüber-
windbaren Hürden“ für eine rot-schwar-
ze Regierung. Kurzfristig kam bei denVer-
handlungen etwas Sand ins Getriebe, weil
der designierte ÖVP-Chef Pröll die Ge-
spräche überraschend ausgesetzt hat.
Pröll hatte in einem Vieraugengespräch
SPÖ-Vorsitzendem Werner Faymann ein
Zehn-Punkte-Forderungsprogramm in
Form von zehn Fragen übergeben. Die
wollte Pöll innerhalb von vier Tagen be-
antwortet haben. Solange warten musste
Pröll aber nicht: Denn SPÖ-Chef Werner
Faymann hat die von der ÖVP an ihn ge-
richteten zehn Fragen zur Fortsetzung der
Koalitionsverhandlungen in nicht einmal
24 Stunden beantwortet. Pröll seinerseits
zeigte sich erfreut überdie prompte Über-
mittlung derAntworten und erachtete nun
die Fortsetzung der Verhandlungen als
sinnvoll. Viel Verständnis für diese Aktion
fand Pröll jedenfalls nicht, die Beurteilung

der Medien viel durchwegs sehr kritisch
aus (siehe auch Kasten). „Ich hoffe, dass
wir nach der raschen Beantwortung der
zehn Fragen von der ÖVP rasch zu einer
stabilen Regierung kommen“, so Doris
Bures. Es werde jetzt wieder „zügig wei-
ter verhandelt“, man habe aberschon bis-
her gute Arbeit in den Untergruppen ge-
leistet.

„Schluss mit Taktiererei“

Auch wenn die Weichen nun schon in
Richtung neuer Regierung gestellt sind,
gibt es innerhalb der ÖVP weiterhin Kräf-
te, die wieder einmal den Wählerwillen
nicht respektieren und andere Varianten
der Zusammenarbeit ausloten wollen. So
spekuliert der steirische ÖVP-Chef Schüt-
zenhöfer ganz unverhohlen damit, dass es
ja auch die Möglichkeit gebe, Josef Pröll
zum Bundeskanzler zu machen. „Wenn
ein Wolfgang Schüssel als DritterBundes-
kanzler geworden ist, muss es möglich
sein, darüber nachzudenken, dass es der
Zweite auch wird“, so Schützenhöfer. Kri-
tik an den Aussagen von Schützenhöfer
kam umgehend vom steirischen SPÖ-Vor-
sitzenden, Landeshauptmann Franz Vo-
ves. Die ganzen taktischen Spielchen
interessierten die Menschen in Österreich
nicht, es müsse eine Regierung mit neu-
em Stil herauskommen. Dafür sei er, Vo-
ves immer gestanden, „für eine Koalition

derVernunft“. Das „strategische Apparat-
schik-Hickhack“ gehe nicht mehr. Betrei-
be man es weiter, treibe man die Wähler
verständlicherweise in Richtung Opposi-
tion, machteVoves deutlich. Und auch der
Wiener Bürgermeister Michael Häupl for-
derte von derÖVP: „Aufhören mit derTak-
tiererei.“ Es solle möglichst rasch eine sta-
bile Regierung gebildet werden. „Wirwol-
len arbeiten und schauen, dass die Re-
gierung möglichst bald steht“, betonte
Häupl.

Z I T I E R T

„Pröll hat gewaltige Schrammen“
„Jetzt steht er (Pröll, Anm.) – nicht nur in der
Öffentlichkeit, auch intern – beschädigt da.
Der neue ÖVP-Chef hat gewaltige Schram-
men, bevor er überhaupt offiziell die Partei
übernommen hat.“

Iris Brüggler, „Österreich“, 18. 11. 2008

„Blamage für Pröll“
„Wer mit der ÖVP zusammenarbeiten will,
muss sich unterwerfen. So hat es Wolfgang
Schüssel mit Alfred Gusenbauer gemacht, so

versucht es Pröll jetzt mit Faymann (...) Pröll
wird in einer Koalition nicht hundert Prozent
ÖVP umsetzen können. Und er sollte sich
längst im Klaren sein, mit wem er sich ein-
lässt. Seine zehn Fragen und die schnellen
Antworten haben ihm dabei nicht geholfen.
Aber ordentlich blamiert hat er sich.“

Michael Völker
„Der Standard“, 18. 11. 2008

„Quertreiber in der ÖVP“
„Lange haben die Quertreiber gegen eine

große Koalition in den ÖVP-Reihen nicht
mehrZeit, Josef Pröll abzumontieren und des-
sen mit der SPÖ geplanten Regierungspakt
sterben zu lassen. Nach dem Willen der Groß-
koalitionäre in SPÖ und ÖVP soll nämlich die
Regierung bald stehen und zu arbeiten be-
ginnen. Tägliche Schreckensmeldungen über
Firmen- und Auftragszusammenbrüche las-
sen das vernünftig erscheinen, doch Vernunft
und Politik sind offensichtlich zwei Paar ver-
schiedene Schuhe.“

Peter Gnam, „Kronen Zeitung“

A
PA

SPÖ-Vorsitzender
Werner Faymann
und der designierte
ÖVP-Chef
Josef Pröll

�



I N N E N P O L I T I K / P A R L A M E N T

6 21. November 2008 I Nr. 45

BESCHÄFTIGUNG

Die Folgen der Finanzkrise sind jetzt auch am Arbeitsmarkt spürbar. Die Arbeits-
losigkeit wird steigen. Um wie viel, hängt auch davon ab, wie gut die Konjuktur-
programme wirken.

Aktiv gegen Arbeitslosigkeit

I n allen Prognosen der Wirtschafts-
forscher wird ein Ansteigen der Ar-
beitslosigkeit vorausgesagt. Das Wifo

rechnete in seiner letzten Prognose mit ei-
nem Anstieg der Arbeitslosenzahlen bis
2012, der je nach Tiefe der Krise zwischen

20.000 und 100.000 liegen könnte. Auch
die Europäische Kommission schätzt die
Aussichten fürEuropas Arbeitsmarkt eher
düster ein. In ihrem am Dienstag verab-
schiedeten Arbeitsmarktbericht 2008 wird
für das kommende Jahr ein Abwärtstrend
erwartet. Die Zeiten des starken Beschäf-
tigungswachstums seien – zumindest vor-
übergehend – vorbei. Der Zuwachs wer-
de sich infolge der Finanzkrise spürbar
verlangsamen. Allerdings geht die Kom-
mission davon aus, dass derArbeitsmarkt
in der EU die aktuellen Probleme wegen
erfolgter Reformen besser verkraftet als
wirtschaftliche Schwierigkeiten in derVer-
gangenheit.

In Österreich zeigen wichtige Arbeits-
marktindikatoren, dass die Finanzkrise am
Arbeitsmarkt angekommen ist. So ist zwar
im Vormonat die Arbeitslosigkeit im Ver-
gleich zum Vorjahr noch leicht gesunken,

allerdings ist das letztlich positive Ergeb-
nis nur auf den starken Rückgang in Wien
und Niederösterreich zurückzuführen. In
allen anderen Bundesländern gab es
schon einen Anstieg. Und die aktuellen
Daten aus dem Frühwarnsystem des AMS
zeigen, dass Österreichs Unternehmen
Ende Oktober die Kündigung von 29.433
Beschäftigten angemeldet haben. Der
zweite AMS-Vorstand Johannes Kopf be-
tont aber, dass ein Großteil davon eine
Wiedereinstellungszusage hat; diverse
Saisonbranchen wie die Bau- und Forst-
wirtschaft bauen üblicherweise Beschäf-
tigte währende der Wintermonate ab.
Aber im Vergleich zum Vorjahr sind um
7.000 Personen mehr im Frühwarnsystem
angemeldet, und das mache die „pro-
gnostizierte Verschlechterung am Ar-
beitsmarkt klar erkennbar“, so Kopf. Auch
der Chef des AMS, Herbert Buchinger,
sagte im ORF-Radio, der Arbeitsmarkt
komme sicherlich nicht ungeschoren da-
von, aber: „Wenn die Regierungen der
USA, Deutschlands und auch Österreichs
entschlossen gegensteuern, dann kön-
nen wir den Zuwachs an Arbeitslosigkeit
bei 20.000 eingrenzen. Drunter wird es
kaum gehen. Mit plus zehn Prozent Ar-
beitslosen im Jahresdurchschnitt werden
wir wohl rechnen müssen.“ Er plädiert für
eine Ausweitung derKonjunkturprogram-
me und für zusätzliche Mittel für die akti-
ve Arbeitsmarktpolitik. Sollten die Regie-
rungen ausreichend gegensteuern, wäre
die Krise nach zwei Jahren überwunden.

Haberzettl:
Handeln statt jammern

So wie Buchinger tritt auch der Vorsit-
zende der Fraktion sozialdemokratischer
Gewerkschafter, Wilhelm Haberzettl, für
eine Ausweitung der Aus- und Weiterbil-
dungmaßnahmen aus: „Wir haben keine
Zeit, die schlechte Lage zu beklagen, wir
müssen handeln.“ Haberzettl: „Wirkönnen
Geld in die Hand nehmen, die Menschen
jetzt qualifizieren, die Krise sinnvoll nut-
zen und schon jetzt dafür sorgen, dass in
Zukunft genügend gut ausgebildete
Fachkräfte zur Verfügung stehen.“

W I S S E N

AMS-Frühwarnsystem

Unternehmen müssen die geplante Auflösung
von Arbeitsverhältnissen dem AMS unter folgen-
den Bedingungen melden: 1) Bei der Kündigung
von mindestens fünf Arbeitnehmern in Unterneh-
men mit mehr als 20 und weniger als 100 Be-
schäftigten. 2) Wenn in Unternehmen mit 100 bis
600 Beschäftigten mindestens 5 Prozent gekün-
digt werden. 3) In Unternehmen mit mehr als 600
Beschäftigten muss die geplante Kündigung von
mindestens 30 Arbeitnehmern angemeldet wer-
den. 4) Kündigungen von fünf oder mehr Arbeit-
nehmern über 50 müssen ebenfalls dem AMS ge-
meldet werden.

Im Oktober 2007 haben die Unternehmen 22.350
Personen gemeldet, heuer im Oktober 29.433.
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Die Ausbildungsoffensive muss weitergehen. Gerade in einer
Wirtschaftskrise ist aktive Arbeitsmarktpolitik wichtig.

FSG-Chef Wilhelm Haberzettl: Fachkräfte ausbilden.
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SCHULE

D ie Zeiten, in denen Gewalt im
Unterricht nur aus dem Ausland
bekannt war, sind vorbei. Nicht

nurMitschüler, auch Lehrersind Opferder
Attacken. Prügelorgien, Lehrer-Mobbing,
mitgebrachte Waffen, Baseballschläger-
Attacken – Terror im Unterricht hat Öster-
reich längst erreicht, jederachte Lehrer ist
laut einer Studie des Instituts für Stress-
prophylaxe und Salutogenese (ISS) be-
reits zum Gewaltopfer geworden. „Die Er-
fahrungen zeigen, dass der Grund für Ge-
walt an der Schule nicht primär in der
Schule entsteht. Häufig ist die Schule der
Ort, an dem Schüler ihre Probleme aus
dem Elternhaus oder dem Freundeskreis
abreagieren. Die Schule muss aber best-
möglich mit den Problemen der Jugend-
lichen umgehen. Deshalb müssen wir alle
Partner in ein Boot holen, den Lehrern das

beste Rüstzeug geben, klare Regeln
schaffen und ausreichend Ressourcen zur
Verfügung stellen“, so Claudia Schmied.

Bereits im März wurde daher die
große Anti-Gewalt-Initiative „Die Weiße
Feder. Gemeinsam gegen Gewalt“
(www.weissefeder.at) ins Leben ge-
rufen.

Auf dieser Website werden alle Betei-
ligten beraten und können diskutieren,
wie man noch besser gemeinsam gegen
Gewalt an Schulen vorgehen kann. „Die
Lehrer können soziale Probleme nicht al-
leine lösen. Sie brauchen Partner, wie So-
zialarbeiter, Psychologen und die Polizei,
die sie bei dieser Herausforderung unter-
stützen. Auch die Eltern müssen ihre Ver-
antwortung wahrnehmen und dürfen ihre
Kinder nicht alleine lassen. Wir müssen
diese Aufgabe gemeinsam lösen“, so Bil-

dungsministerin Claudia
Schmied.

Bereits jetzt gibt es eini-
ge Schwerpunktkurse zur
Gewaltprävention für Leh-
rerinnen und Lehrer. „Hier
müssen wir noch nachle-
gen. Unsere Lehrer brau-
chen ein gutes Rüstzeug!“
Das Ministerium reagiert
auch im Personalbereich:
Eine Aufstockung der
Schulpsychologen um 20
Prozent ist von Seiten des
Ministeriums für die näch-
sten Budgetverhandlun-
gen vorgesehen. Auch die
Schulsozialarbeit soll aus-
gebaut werden.

Und auch die Einfüh-
rung von verbindlichen
Verhaltensvereinbarungen
(klare Regeln für das
Zusammenleben im Schu-
lalltag, die Schüler, Lehrer
und Eltern unterschreiben)
an Schulen schreitet voran.
Bereits jetzt hat knapp die
Hälfte aller Schulen solche
Vereinbarungen abge-
schlossen. Das Feedback
aus den Schulen ist sehr

positiv. „Die guteZusammenarbeit von El-
tern, Schülern und Lehrern ist besonders
wichtig“, so Claudia Schmied.

28. November:
Aktionstag gegen
Schulgewalt

Parallel zum Gipfel hat Bildungsmini-
sterin Claudia Schmied den 28. Novem-
ber zum österreichweiten Aktionstag ge-
gen Gewalt an derSchule ausgerufen. An
alle Schulen ist ein Ersuchen ergangen,
den Tag für spezielle Programme und
Projekte gegen Gewalt an der Schule
durchzuführen. „Am 28. November sol-
len alle Schulen ein Zeichen setzen: Ge-
walt hat an der Schule keinen Platz! Des-
halb habe ich alle Schulen aufgefordert,
an diesem Tag im Rahmen des Unter-
richts Schwerpunktprogramme zur Ge-
waltprävention zu setzen“, so Claudia
Schmied.

Eine aktuelle Studie belegt, dass das Thema Gewalt an der Schule eine zentrale
Herausforderung für unsere Schulen ist. Unterrichtsministerin Claudia Schmied lädt
zu einem großen Anti-Gewalt-Gipfel ins Siemens-Forum.

Kein Platz für Gewalt

Z U M T H E M A

Anti-Gewalt-Gipfel

Aufgrund der Brisanz des Themas Gewalt an
Schulen lädt Bildungsministerin Claudia Schmied
600 Partnerinnen und Partner im Bereich der Ge-
waltprävention (Schulaufsicht, Polizei, Schulpsy-
chologen, Landesschulräte, Sozialarbeiter, Leh-
rervertreter, Schulpartner, Experten, NGOs) zu ei-
nem großen Anti-Gewalt-Gipfel am 28. Novem-
ber ins Siemens-Forum in Wien.

Österreichs Schüler und Lehrer sind immer wieder mit
Gewalt an Schulen konfrontiert.
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Bildungsministerin Claudia Schmid
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FINANZKRISE

Z ahlreiche Besucher waren Sonn-
tagabend ins „Bruno Kreisky Fo-
rum für internationalen Dialog“

gekommen, wo Ziegler sich pointiert mit
den Gründen und Auswirkungen der Fi-
nanzkrise auseinandersetzte.Zieglerübte
dabei heftige Kritik an der „Finanz-Olig-
archie“, die sich im Gefolge der neolibe-
ralen Deregulierung jeder sozialen Kon-
trolle entzogen hat. Die neoliberalen The-
orien dienten dabei als „Maske für die to-
tale Gier und Willkür“, so Zieglers Befund.
Diese alles maskierende „Nebelwand des
Neoliberalismus“ sieht Ziegler durch die
Finanzkrise als „endgültig zerrissen“. Wo-
mit wir es jetzt zu tun haben, ist eine „tie-
fe soziale Krise“, so Ziegler, der vor Mas-
senarbeitslosigkeit und schweren Verlu-
sten derPensionskassen warnte. Auch die
einzelnen, nationalen Bankenrettungs-
Pakete beurteiltZieglerskeptisch: Sie sind
vielfach Ergebnis einer „Angstreaktion“,
was fehlt, sind beispielsweise „Bedingun-
gen und eine Strategieumkehr“.

Aufstand der Zivilgesellschaft

Hart ins Gericht geht Ziegler auch mit
den Spekulationen auf Lebensmittel. Die
nämlich hätten zu einer Preisexplosion
bei Grundnahrungsmitteln geführt, so
dass man heute v.a. in der Dritten Welt
von einer Hungerkatastrophe sprechen
muss. Dabei könnte die Weltlandwirt-
schaft problemlos 12 Milliarden Men-
schen ernähren.

Gefordert sieht Ziegler jetzt die öffent-
liche Meinung und die globale Zivilge-
sellschaft: Sie muss als „neues histori-
sches Subjekt“ geleitet vom moralischen
Imperativ den „Aufstand des kollektiven
Bewusstseins“ üben, soZieglers Appell an
eine erwachende Zivilgesellschaft.

Der bekannte Schweizer Soziologe und Globalisierungskritiker Jean Ziegler war
auf Einladung des Kreisky-Forums in Wien und sprach über die Mär von der Selbst-
regulierung der Märkte und vom Scheitern des Neoliberalismus.

„Neoliberalismus endgültig gescheitert“

W eltweit sind Frauen zu-
nehmend von wirt-
schaftlichen Krisen und

Armut betroffen. Strategien zur Ent-
wicklung von regionalen Aufbau-
programmen wurden bei der dies-
jährigen Sozialistischen Frauenin-
ternationale in Mexiko am 14. und
15. November diskutiert, an der
auch SPÖ-Bundesfrauengeschäfts-
führerin Bettina Stadlbauer teil-
nahm. Im Zentrum der Beratungen
stand das harte Los von Frauen in
Entwicklungsländern. Sie sind oft dazu
gezwungen, ihrLand zu verlassen, um ihre
Familien zu ernähren. Fehlender Zugang
zu Besitz und Finanzen bedeutet ökono-
mische Abhängigkeit. Die Fraueninterna-

tionale hat in einer Resolution Prinzipien
formuliert, um den gröbsten Benachteili-
gungen abzuhelfen: Der freie Weg zu Bil-
dung und zur infrastrukturellen Nahver-
sorgung hilft ihnen, ihre wirtschaftliche

Situation zu verbessern. Mit Hilfe
von Mikro-Kredit-Programmen
werden Frauen in die Lage versetzt,
einen Beitrag zur wirtschaftlichen
Entwicklung ihres Landes zu lei-
sten. Es müssen Wege gefunden
werden, damit Frauen im ländlichen
Raum auf allen Ebenen in Ent-
scheidungspositionen kommen.
Nationalratspräsidentin und SPÖ-
Bundesfrauenvorsitzende Barbara
Prammer, die auf der Konferenz von
MariaJonas, derehemaligen Gene-

ralsekretärin der Sozialistischen Frauen-
internationale, vertreten wurde, ist mit
großer Mehrheit zurVorsitzenden des Ko-
mitees für sozialen Zusammenhalt und
Umwelt gewählt worden.

Die Konferenz der Sozialistischen Fraueninternationale (SI-Frauen) in Mexiko ent-
wickelte Programme zur Selbsthilfe.

Wege aus der Abhängigkeit
SI-FRAUEN

�

�

Der Soziologe und
UN-Sonderbotschafter Jean Ziegler

Jean Ziegler:
Die neuen Herrscher der Welt:
Und ihre globalen Widersacher.
Goldmann-Verlag, 2007, 317 S., ca. 9,20 ¤

Maria Jonas (links) und Bettina Stadlbauer mit den
Gastgeberinnen der SI-Fraueninternationale in Mexiko.
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FINANZKRISE

Am Weltfinanzgipfel in Washington einigen sich die G20 Staaten auf einen Ak-
tionsplan, der eine Wiederholung der gegenwärtigen Finanzkrise verhindern soll.

Projekt Neue Weltfinanzordnung

I n einem der Kernsätze im Schluss-
dokument des Gipfels ist das grund-
legende Ziel der Reform formuliert:

„Wir verpflichten uns, zu gewährleisten,
dass alle Finanzmärkte, Produkte und
Akteure reguliert oder überwacht wer-
den.“ Damit wird das, was im Vorfeld von
vielen europäischen Staaten gefordert
wurde, erfüllt. Es soll im globalen Fi-
nanzsystem keine „weißen Flecken“
mehr geben. Das beinhaltet auch eine
Kontrolle der Rating-Agenturen, Rege-
lungen gegen riskantes Management
und ein rigoroseres Vorgehen gegen
Steueroasen. Verbindliche Beschlüsse
soll es dann am Nachfolgegipfel, der im
April in London stattfindet, geben.

Die Bewertungen nach dem Weltfi-
nanzgipfel, der vergangenen Samstag in
der US-Hauptstadt Washington stattge-
funden hat, gingen zwar im Ton ausein-
ander, waren aber in der Tendenz bei al-
len Teilnehmerländern positiv. Frank-
reichs Ministerpräsident Nicolas Sarko-
zy und Englands Premierminister Gordon
Brown sparten nicht mit dem Attribut
„historisch“. „Wir betreten eine neue
Welt“, sagte Sarkozy. Die Europäer seien

„geeint wie ein Mann“ aufgetreten, und
die USA hätten viele Zugeständnisse ge-
macht, die noch vor kurzem undenkbar
schienen. Zurückhaltender die deutsche
Bundeskanzlerin Angela Merkel, aber
auch sie sprach von einer „vernünftigen
und angemessenen Antwort auf die Fi-
nanzkrise“.

Die Staats- und Regierungschefs der
22 führenden Industrie- und Schwellen-
länder haben in ihrem Aktionsplan 47Ein-
zelvorschläge beschlossen und auch
Grundprinzipien fürdie Reform festgelegt.
So sei Regulierung der Finanzmärkte in
erster Linie nationale Sache. Da aber die

Märkte inzwischen global sind, bedarf es
einer engen Kooperation der Regulierer
und gemeinsamer Standards.

Die Vorschläge

� Bei der Stärkung von Transparenz und
Berechenbarkeit liegt ein Schwerge-
wicht auf der Überarbeitung von Bil-
anzierungsregeln und deren Harmo-
nisierung. Auch bisher unregulierte
Bereiche wie Verbriefungen und De-
rivate sollen künftig Regeln unterwor-
fen und mit Kapitalanforderungen be-
legt werden.

� Über die Regulierung sollen prozykli-
sche Wirkungsweisen von Finanz-
markt-Praktiken etwa in der Fremdfi-
nanzierung oder bei Manager-Vergü-
tungen zurückgedrängt werden. Ra-
ting-Agenturen müssen sich regi-
strieren lassen. Sie sollen offeneragie-
ren und werden künftig der Finanz-
markt-Aufsicht unterworfen.

� Finanzfirmen sehen sich mit der For-
derung nach größeren und spezifi-
scheren Eigenkapital-Puffern je nach
Risikoträchtigkeit von Produkten kon-
frontiert. Sie sollen die Vergütungs-
und Anreizsysteme für Manager so

ändern, dass diese längerfristig orien-
tiert sind.

� ZurStärkung desVertrauens sollen die
Aufsichtsbehörden dafür sorgen, dass
das Finanzsystem vor Risiken und un-
fairen Wettbewerbspraktiken durch
Steueroasen geschützt wird. Verwei-
gern die Steuerparadiese die Zu-
sammenarbeit, soll gegen sie rigoro-
ser vorgegangen werden.

� Bei der internationalen Kooperation
und Aufsicht soll der IWF eine stärke-
re Rolle spielen.

„Wir verpflichten uns, zu
gewährleisten, dass alle

Finanzmärkte, Produkte und
Akteure reguliert oder

überwacht werden“
Abschlusserklärung am G20-Gipfel

Z U M T H E M A

Konjunkturprogramme

Beim Weltfinanzgipfel haben die führenden Wirt-
schaftsnationen außerdem neue Initiativen zur
Belebung der Weltwirtschaft in Aussicht gestellt.
Es wurde ein Sechs-Punkte-Plan zurBelebung der
Konjunktur vereinbart. Der Chef des Internationa-
len Währungsfonds (IWF), Dominique Strauss-
Kahn, hofft darauf, dass die Industrie- und
Schwellenländer rund zwei Prozent ihres Brutto-
inlandsproduktes für Konjunkturprogramme auf-
wenden.

�

Künftig soll es auf den Finanzmärkten keine
Überwachungslücken mehr geben.
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KINDER

G emeinsam mit namhaften
Experten machen sich die
Kinderfreunde jetzt dafür

stark, die Kinderrechte als Grund-
rechte in die Bundesverfassung
aufnehmen. Das nämlich wäre ein
wichtiges Signal, dass Kinder in
unserer Gesellschaft ernst genom-
men werden. Landesrat Josef Ak-
kerl, der Bundesvorsitzender der
Kinderfreunde ist, dazu: „Eine Ver-
ankerung der Kinderrechte in der
Bundesverfassung wäre zugleich
ein wichtiges Symbol und eineVer-
besserung der Situation für Kinder
und Jugendliche in Österreich.“ Den Kin-
derfreunden geht es darum, den Kinder-
rechten den Stellenwert eines Grund-
rechts zu geben, das vom Gesetzgeber
gewährleistet werden muss und von Kin-

dern und Jugendlichen einklagbar ist. Die
verhandelnden Parteien SPÖ und ÖVP
sollen daher eine Verankerung der Kin-
derrechte in die Bundesverfassung ver-
einbaren und so rasch wie möglich um-

setzen. Das war zwar auch bei den
vorangegangenen Regierungsver-
einbarungen vorgesehen, wurde
aber immer „auf die lange Bank ge-
schoben“, so die Kritik von Gernot
Rammer, Bundesgeschäftsführer
der Kinderfreunde.

Rechte der Schwächsten
schützen

Für eine Festschreibung der Kin-
derrechte in dieVerfassung plädiert
auch der Verfassungsjurist Bernd-
Christian Funk: „Auch wenn es bis-

her nicht geglückt ist, die Konvention in
den Verfassungsrang zu heben, muss es
ein Anliegen der Gesellschaft sein, gera-
de die Rechte ihrer schwächsten Mitglie-
der zu schützen.“

Bald zwanzige Jahre ist es her, dass die UN-Kinderrechtskonvention unterzeichnet
wurde. Doch Kinderrechte spielen immer noch eine Nebenrolle. Das soll sich jetzt
ändern, fordern die Kinderfreunde.

Kinderrechte in Verfassungsrang heben
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Verfassungsexperte Bernd-Christian Funk mit Gernot
Rammer, Bundesgeschäftsführer der Kinderfreunde
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PARLAMENT

SPÖ Aktuell: Du bist seit vielen Jahren im
pädagogischen Bereich tätig, als Haupt-
schullehrerin, Erziehungshelferin und ver-
haltenspädagogische Stützlehrerin für
Kinder mit besonderen Erziehungsbedürf-
nissen. Welche Erfahrungen kannst du da-
durch in die parlamentarische Arbeit ein-
bringen?
Andrea Gessl-Ranftl: Durch meine Tä-
tigkeit als Lehrerin habe ich eine gute
Vorstellung davon, wie sich Eltern, Leh-
rerInnen und vor allem aber SchülerIn-
nen Bildungseinrichtigungen in Öster-
reich wünschen. Und ich weiß, dass die
Zufriedenheit steigt, je enger und bes-
ser die Kommunikation und die Zu-
sammenarbeit zwischen diesen drei
Gruppen ist.

Hast du bestimmte Vorstellungen und
Ziele, unser Bildungssystem betreffend?
Andrea Gessl-Ranftl: Ich wünsche mir,
dass wir in Österreich nicht nur die
Schule als Bildungsstätte sehen, son-
dern auch der Kindergarten als wichti-
ge Bildungseinrichtung verstanden wird.
Ein flächendeckendes, ganztägiges
Schulangebot mit der Wahlmöglichkeit,
dieses ganz- oder halbtags zu nutzen,

sowie die gemeinsame Schule der 10-
bis 14-Jährigen sind mir zwei weitere
große Anliegen.

Wer oder was hat dich eigentlich in die
Politik gebracht?
Andrea Gessl-Ranftl: Die vielen enga-
gierten SPÖ-Frauen in Trofaiach, die
mich 2004 als Frauen-Vorsitzende von
Trofaiach in die Politik holten, und der
Bürgermeister von Trofaiach, der mich
anrief und bat, für den Stadtrat zu kan-
didieren.

Gibt es bestimmte Ziele, die du für deinen
Bezirk erreichen möchtest?
Andrea Gessl-Ranftl: Ich möchte mich
gezielt für die Bekämpfung der steigen-
den Arbeitslosigkeit einsetzen. Auch in
Leoben ist die drohende Wirtschaftskri-
se zu spüren, wie sich an der derzeitigen
Situation von Firmen wie AT&S beob-
achten lässt. Der weitere Ausbau der
Montan Uni Leoben als Forschungsstät-
te und Initiativen gegen die Abwande-
rung derJugend sind weitere Punkte auf
meiner Agenda.

Welche Schwerpunkte wirst du in deiner

zukünftigen parlamentarischen Arbeit
setzen?
Andrea Gessl-Ranftl: Die Anliegen
meiner Region und der Familien so gut
als möglich zu vertreten.

Bleibt dir neben der Politik eigentlich noch
Zeit für Hobbys?
Andrea Gessl-Ranftl: Ich habe das
seltene Glück, dass mein Beruf mein
Hobby ist. Während der Zugfahrt nach
Wien genieße ich es, zu lesen oder
Musik zu hören.

Die neue steirische Abgeordnete Andrea Gessl-Ranftl aus Trofaiach über ihren
Zugang zur Politik, Verbesserungen im Schulsystem und ihre Ziele als Parlamen-
tarierin.

„Auch der Kindergarten ist eine
Bildungseinrichtung“

�

Z U R P E R S O N

Andrea Gessl-Ranftl

Berufliche Laufbahn:

Pädagogische Akademie in Graz, Hauptschulleh-
rerin, Erziehungshelferin, verhaltenspädagogische
Stützlehrerin für Kinder mit besonderen Erzie-
hungsbedürfnissen.

Politischer Werdegang:

Seit 2004 SPÖ-Frauen-Vorsitzende von Trofaiach,
stellvertretende SPÖ-Stadtparteivorsitzende und
Mitglied im steirischen Landesfrauenvorstand.
Seit 2005 Mitglied des Trofaiacher Stadtrats und
Abgeordnete zum Landtag; seit 2006 stellvertre-
tende Leobener SPÖ-Bezirksfrauenvorsitzende.
Seit 2006 Gemeinderätin und Vorsitzende des
Schulausschusses und stellvertretende Leobener
SPÖ-Bezirksfrauenvorsitzende.

Persönliches:

Geboren am 16. 11.1964, verheiratet mit Wolfgang
Gessl, eine 18-jährige Tochter.
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Andrea Gessl-Ranftl will sich im Parlament
für die Anliegen der Region Trofaiach und
der Familien einsetzen.
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151Frauen und Männer wurden in der
SPÖ Brigittenau für ihre langjährige Mit-
gliedschaft geehrt. Unglaubliche 80 Jah-
re lang ist etwa Karl Möstl Mitglied der
SPÖ (siehe Foto). 53 Personen wurden
für 40 Jahre SPÖ-Mitgliedschaft geehrt,
66 Personen für50Jahre, 29 Personen für
60 Jahre und jeweils ein Mitglied gibt es,
das 70 und 80 Jahre dabei ist.
„Ich danke euch für eure Treue,
ihr habt die politischen Struktu-
ren in Österreich mitaufgebaut“,
betonte Karl Blecha, Präsident
des Pensionistenverbandes
Österreichs in seiner Festrede
anlässlich der Ehrung.
Blecha erinnerte in seinen Wor-
ten an die Anfänge der Republik
Österreich, an die Widerstände,
mit denen die noch junge De-
mokratie zu kämpfen hatte, an
die dunkle Zeit des Dritten Rei-
ches, die Nachkriegszeit und die
Jahre derÄra Kreisky. „In derZeit

von Bruno Kreisky war Österreich das
Musterland in Europa. Während Europa
unter der Arbeitslosigkeit stöhnte, hatten
wir in Österreich die Vollbeschäftigung“,
ließ Blecha die 70er und 80er Jahre Re-
vue passieren und betonte, dass Öster-
reich noch heute von den damals ge-
schaffenen Strukturen profitieren würde.

„In der Ära Kreisky wurde Österreich rei-
cher und sozialer und dies habt ihr, liebe
Genossinnen und Genossen, mitaufge-
baut“, sagte Blecha weiter und hob her-
vor, dass wir auch jetzt wieder vor einer
schwierigenZeit stehen würden. „Aktuell
gibt es eine Weltwirtschaftskrise, einen
Abwärtstrend, und dieser muss so rasch

wie möglichst gestoppt wer-
den“, betonte Blecha und unter-
strich die Notwendigkeit eines
Konjunkturbelebungspakets.
„Werner Faymann hat dies er-
kannt und Dank eurerTreue hat
er den Auftrag zur Bildung einer
neuen Regierung bekommen“,
so Blecha. Der Staat dürfe sei-
ne schützende Hand nicht nur
überdie Banken legen, sondern
muss dafür sorgen, dass den
Menschen geholfen wird und
kleinere und mittlere Einkom-
men möglichst schnell entlastet
werden.

Langjährige Mitglieder wurden in der SPÖ Brigittenau geehrt. PVÖ-Präsident
Karl Blecha und Bezirksvorsitzender Karl Lacina dankten den Geehrten für ihre
Treue.

Treue Mitglieder in
der SPÖ Brigittenau geehrt
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Gewinnspiel: Zwei VIP-Tickets für 2. Platz
bei Tippstar

„Ich habe auf der Goo-
gle-Webseite ein Ge-
winnspiel zur EURO 08
gesucht und da bin ich
auf euer SPÖ-Tippstar-
Spiel gestoßen“, er-
zählte der Drittplazier-
te unseres EURO-Ge-
winnspieles, Johannes
Beitl, aus St. Pölten bei
der Gewinnüberrei-
chung. Gewonnen hat
der 26-jährige Nieder-

österreicher – er ist Veranstalter von Beruf – zwei VIP-Tickets
für das Länderspiel Österreich gegen Türkei am 19. Novem-
ber. Mit seinem letzten Tipp bei der EURO, 1:0 für Spanien, hat
Beitl noch seine Konkurrenten überrundet und es ex aequo
auf den zweiten Platz geschafft. Dann hat das Los entschie-
den und Beitl die Fussballtickets gewonnen.

Erfolg für 130.000 Gaskunden

Für 130.000 Haushalte - das entspricht etwa einem Viertel der
Bevölkerung Oberösterreichs - wird durch den politischen Ein-
satz der SPÖ das Heizen ab 15. Jänner 2009 wieder billiger. „Es
zeigt sich, dass das Engagement der SPÖ richtig und dringlich
war - so dringend sogar, dass die beiden großen Gasversorger
in Oberösterreich eingelenkt haben. Die LinzAG senkt die Prei-
se um 7,7 Prozent und die Erdgas OÖ um 7 Prozent“, so der SP-
Klubobmann Karl Frais. Enttäuscht zeigt sich der SP-Klubchef
in diesem Zusammenhang von dem Verhalten der Grünen und
der ÖVP im Landtag: „Für Pühringer und Anschober waren die
hohen Gaspreise kein dringliches Anliegen - sie haben die fi-
nanziellen Nöte der Oberösterreicher einfach ignoriert. Es hat
sich damit erneut gezeigt, welch geringen Stellenwert die so-
zialen Anliegen der Menschen in Oberösterreich für Schwarz-
Grün haben“. Für die SPÖ ist damit jedoch das Engagement für
faire Gaspreise nicht abgeschlossen. „Wir werden jetzt die Ent-
wicklung sorgsam beobachten und uns dafür einsetzen, dass
die noch immer sinkenden Marktpreise für Erdgas in einem
zweiten Schritt im Februar/März von den Versorgern entspre-
chend an die Kunden weitergegeben werden“, verspricht Frais.

Im Bild Josef Peutlberger,
Geschäftsführer des Image Shops,

überreicht den Gewinn an
Johannes Beitl.
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(v.l.n.r) Sohn des Jubilars, Bezirksvorsitzender
Karl Lacina, Bezirksvorsteher Hannes Derfler, Jubilar

Karl Möstl, der für 80 Jahre SPÖ-Mitgliedschaft geehrt
wurde, Karl Blecha, PVÖ-Präsident, GRin a.D. Pepi

Tomsik, GR Erich Valentin. �
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D er erste Pflege- und Betreu-
ungspreis der Volkshilfe Öster-
reich ist am Freitagnachmittag

in Rahmen des „Pflegekongress08“ im
Austria CenterVienna vergeben worden:
In der Kategorie „Pflegende Angehörige“
schaffte es die Oberösterreicherin San-
dra Leitner auf den ersten Platz, gefolgt
von der Wienerin Bärbel Mende-Danne-
berg. In der Kategorie „Organisationen“

gewann die Volkshilfe Linz mit
dem betreuten Wohnhaus „Le-
bensoase“ vordem WienerPflege-
und Sozialzentrum Rennweg Ca-
ritas Socialis mit einer Wohnge-
meinschaft für demenzkranke
Menschen. Sandra Leitner wurde
von einer Experten-Jury für ihren
zweijährigen Kampf für ihre gei-
stig schwerstbehinderte, stoff-
wechsel-, muskel- und epilepsie-
krankeTochterzurSiegerin erklärt.
Mit Hilfe der Medien und der
Volksanwaltschaft konnte sie eine

höhere Pflegestufe für ihr Kind durchset-
zen und erreichen, dass es den Kinder-
garten ebenso lange besuchen kann wie
gesunde Kinder. Damit sei sie „eine Vor-
reiterin für andere Eltern in einer ähn-
lichen Lage“. Gemeinsam mit ihrem
Mann hat Bärbel Mende-Danneberg ihre
Mutter vier Jahre lang gepflegt. Dabei
führte sie Tagebuch, das die Grundlage
für ihr nun veröffentlichtes Buch „Alter

Vogel, flieg!“ bildete. Sie wurde „für ihr
Anliegen ausgezeichnet, anderen betrof-
fenen Menschen Mut zu machen und
Wege aus der Isolation betreuender An-
gehöriger zu zeigen“. Im betreuten
Wohnhaus „Lebensoase“ der Volkshilfe
Linz können Bewohner unter dem Motto
„so viel Selbstständigkeit wie möglich, so
viel Hilfe wie nötig“ ihren Lebensabend
verbringen. Hier können die Betroffenen
bis zu ihrem Tod in ihrer vertrauten Um-
gebung verbleiben, was für sie aber auch
für die Angehörigen sehr wichtig ist. Die
Erstplatzierten erhielten jeweils 1.500
Euro, die Zweitplatzierten 1.000 Euro. Der
Pflege- und Betreuungspreis soll in Zu-
kunft alle zwei Jahre - abwechselnd mit
der Auszeichnung der seniorenfreund-
lichsten Gemeinde - vergeben werden.
„Wir wollen das oft unsichtbare Engage-
ment für kranke und pflegebedürftige
Menschen ins Rampenlicht holen“, er-
klärteVolkshilfe-Präsident Josef Weiden-
holzer.

Die Volkshilfe Österreich zeichnet eine Oberösterreicherin für den Kampf für ihre
schwerstbehinderte Tochter, eine Wienerin für ihr Buch sowie betreute Wohn-
häuser für ihre Arbeit aus.

Erster Pflege- und
Betreuungspreis vergeben
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Blick nach vorn

Die Salzburger SPÖ hat in den letz-
ten Monaten ein über 100 Seiten
starkes Programm „Salzburg schaut
nach vorn“ fürdie Landtagswahl am
1. März 2009 vorbereitet, am Lan-
desparteirat wurde es jetzt einstim-
mig beschlossen. Mit diesem neu-
en Programm, das unter Einbezie-
hung von vielen ExpertInnen erstellt
wurde, will die Salzburger SPÖ drei
Monate vor der Landtagswahl 09
starke Akzente für eine positive
Zukunft setzen. Denn die Salzbur-

ger SPÖ will auch 2009 den Weg der gerechteren Lebens-
chancen für alle mutig weitergehen. „Der aktuell vorliegende
Programmentwurf deckt die Breite unserer Gesellschaft ab,
zahlreiche wichtige Themen wie Gesundheit, Sicherheit, Ju-
gend, Bildung, Arbeitsmarkt und viele mehr werden im Land-
tagswahlprogramm 2009 ausführlich behandelt“, betont Lan-
deshauptfrau Gabi Burgstaller.

Gedenktafel für Leopold Hilsner am Wiener
Zentralfriedhof enthüllt.

Gemeinsam mit IKG-Präsi-
dent Ariel Muzicant enthüll-
te Justizministerin Maria
Berger eine Gedenktafel am
Grabstein Leopold Hilsners
mit der Aufschrift „Wir be-
dauern die Verfehlungen
derJustiz. Sie sind uns Mah-
nung für die Zukunft.“ Hils-
ner warAnfang des 20.Jahr-

hunderts in antisemitischen Skandalprozessen ohne jeden
Beweis zuerst des Ritual-, dann des Sexualmordes an einem
christlichen Mädchen für schuldig erkannt und zum Tode ver-
urteilt worden. Nach internationalen Protesten begnadigte ihn
Kaiser Franz Joseph zu lebenslanger Haft. Hilsner wurde 1918
entlassen. Er starb als gebrochener Mann 1928 in Wien. „Das
Unrecht, das Leopold Hilsnerwiderfahren ist, kann nicht mehr
gutgemacht werden. Der heutige Gedenkakt in Verbindung
mit der Ergänzung der Grabinschrift hat daher vor allem sym-
bolische Bedeutung“, so Berger.

Landeshauptfrau
Gabi Burgstaller
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Volkshilfe-Präsident Weidenholzer (3.v.r.)
mit den PreisträgerInnen.
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Justizministerin Berger und
IKG-Präsident Ariel Muzicant

enthüllen Gedenktafel.
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Die Zusammenarbeit zwischen den
großen gesellschaftlichen Interessen-
organisationen und der Regierung ist ein
zentrales Kennzeichen des politischen
Systems der Zweiten Republik. Der Pro-
fessor für Politikwissenschaft, Emmerich
Tálos, legt eine umfassende Analyse vor,
die die wesentlichen Dimensionen von
Sozialpartnerschaft eingehend in den
Blick nimmt. Unter Berücksichtigung
ihrer entwicklungsgeschichtlichen und
institutionell-organisatorischen Voraus-

setzungen erläutert er die Strukturen der
Sozialpartnerschaft und ihren politischen
Stellenwert. Letzterer wird an drei Fel-
dern näher verdeutlicht: der Einkom-
mens-, Sozial- und Wirtschaftspolitik.
Mit der Untersuchung der wichtigsten
Einflussmöglichkeiten wird der Aktivi-
tätsradius systematisch erfasst und ein
differenziertes Bild der Rolle der Sozial-
partnerschaft und deren Veränderungen
in den beiden letzten Jahrzehnten ge-
zeichnet.

Internationale Finanzkrise, drohende
Rezession, Klimakatastrophe, steigende
Nahrungsmittelpreise, Hungersnöte und
knapper werdende Energieressourcen:
Angesichts dieser Szenarien wird der Ruf
nach dem Staat wieder lauter. Die Macht
des Staates und seine Lenkungsmöglich-
keiten hat Bruno Kreisky erkannt und ein-
gesetzt. „Geht uns die Arbeit aus?“, ist kei-
ne bloße rhetorische Frage mehr, für rund
20 Millionen Menschen in der EU ist sie
in den vergangenen Jahrzehnten zur bit-

teren Wirklichkeit geworden. Ausgehend
von den Ergebnissen der Kommission für
Beschäftigung, derenVorsitzenderKreisky
war, soll aufgezeigt werden, warum ersich
während seines gesamten intellektuellen
und politischen Lebens mit diesem The-
ma auseinandergesetzt hat. „Der Mensch
ist das Wichtigste“, war Programm und
Motto des Sozialdemokraten Kreisky. Wo
finden wir heute – angesichts von Globa-
lisierung und Shareholder value – diesen
politischen Anspruch formuliert?

Das Einzige, was InspectorLynley nach
dem tragischen Tod seiner Frau und sei-
nes ungeborenen Kindes für seinen See-
lenfrieden bleibt, ist die Flucht. Als er an
einem verregneten Frühlingsmorgen an
der Küste Cornwalls wandert, fällt sein
Blick auf etwas Rotes in derTiefe – ein zer-
schmetterter Körper am Fuß der Steilkü-
ste. Was zunächst wie ein Unfall aussieht,
erweist sich schnell als Mord. Und schon
steckt Lynley mitten in einem komplizier-
ten Fall mit einem guten Dutzend Ver-

dächtiger. Er hat zwar eine erste Vermu-
tung. Doch um auf unbürokratische Weise
mehrzu erfahren, muss erBarbara Havers
anrufen. Die Amerikanerin Elizabeth Ge-
orge hatte von Jugend an ein ausgepräg-
tes Faible für die britische Krimitradition.
Psychologische Raffinesse, präziserSpan-
nungsaufbau und ein unfehlbarerSinn für
Dramatik charakterisieren ihre Bücher.
Ausgezeichnet mit dem Anthony Award,
dem Agatha Award und dem Grand Prix
de Litérature Policière.

Emmerich Tálos:
Sozialpartnerschaft.

Studienverlag,
Wien 2008;

140 S., 19,90 ¤

Petritsch/Kopeinig:
Das Kreisky-Prinzip –

Im Mittelpunkt der Mensch.
Czernin Verlag, Wien 2009;

237 S., 21,90 ¤

Elizabeth George:
Doch die Sünde ist

scharlachrot.
Blanvalet Verlag, München 2008;

760 S., 25,70 ¤

Sachbuch

Sozialpartnerschaft
Was die Sozialpartnerschaft ausmacht und wie sie sich verän-
dert hat, zeigt das neue Buch von Emmerich Tálos.

Politisches Buch

Das Kreisky-Prinzip
Die Autoren beschreiben verständlich die politischen Voraus-
setzungen der Beschäftigungspolitik Bruno Kreiskys.

Roman

Doch die Sünde ist scharlachrot
Im neuen Inspector-Lynley-Roman führt Elizabeth George die
Leser wieder nach England.
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Donnerstag, 27. November

Amerika nach der Wahl –
Konsequenzen für die Weltwirt-
schaft

Ein Diskussionsabend des Wirtschaftsver-
bands und des Renner-Instituts beschäftigt
sich mit den möglichen Folgen des Regie-
rungswechsels in den USA auf die Welt-
wirtschaft. Am Podium: Staatssekretär
Christoph Matznetter (Präsident vom Wirt-
schaftsverband), Eric Frey (Chef vom Dienst,
Der Standard, Korrespondent von Financial
Times und Economist), Rudolf Scholten (Ös-
terreichische Kontrollbank), Johann Moser
(AWS), Russell Perry (Democrats Abroad
Austria) und William Boston (freier Journa-
list, ehemaliger Korrespondent des Wall
Street Journal).
Um Anmeldung unter
Tel. 01-522 47 88 18 oder E-Mail
julia.oberwallner@wirtschaftsverband.at
wird gebeten.
Beginn: 18.30 Uhr
Schloss Schönbrunn Tagungszentrum
Apothekertrakt
(Zugang: Grünbergstraße, Meidlinger Tor)
1130 Wien

Freitag, 28. November

It’s magic – Interkultureller Dialog
in Nahaufnahme

Was herauskommt, wenn Wiener Jugendli-
che aus verschiedenen Herkunftsländern
gemeinsam und unter Anleitung des Foto-
grafen Luca Faccio ihre Lebenswelten
durchstreifen und fotografieren, ist in drei
Ausstellungen zu sehen. Zwei davon, näm-
lich die im Amtshaus Margareten (Schön-
brunner Straße 54, 1050 Wien) und im Ka-
belwerk (Oswaldgasse 65, 1120 Wien), sind
schon eröffnet, die dritte wird am 28. No-
vember von der Favoritner Nationalratsab-
geordneten Petra Bayrgemeinsam mit Han-
nes Gmeiner (VHS Favoriten) und Norbert
Pokorny (Jugendbeauftragter Favoriten) er-
öffnet.
Beginn: 18 Uhr
Volkshochschule
Favoriten
2. Stock
Arthaberplatz 18,
1100 Wien

Donnerstag, 4. Dezember

Die dunklen Seiten des Planeten.
Rudi Gelbard, der Kämpfer

Rudolf Gelbard istVorstandsmitglied im Do-
kumentationsarchiv des Österreichischen
Widerstands. 1930 als Sohn einer assimi-
lierten, sozialdemokratischen jüdischen Fa-
milie in Wien geboren, erlebte er die Verfol-
gung derJuden am eigenen Leib. 1942 wur-
den er und seine Eltern ins Konzentrations-
lager Theresienstadt deportiert. Die Familie
überlebte, seine Eltern starben aber wenige
Jahre nach der Befreiung, gezeichnet vom
Grauen des Konzentrationslagers. Rudolf
Gelbard hat sich Zeit seines beruflichen Le-
bens und auch nach seiner Pensionierung
imJahr1990 mit zeitgeschichtlichenThemen
– insbesondere mit der Geschichte der Sho-
ah und des Nationalsozialismus, dem Na-
hostkonflikt und den totalitären Systemen
des 20. Jahrhunderts – auseinandergesetzt.
1975 bis zu seiner Pensionierung Ende 1990
war er als Dokumentarist für Zeitgeschich-
te und Mitglied der Ombudsmann-Redak-
tion beim Kurier tätig. Seither ist er, der auch
dem Bund sozialdemokratischer Freiheits-
kämpfer und Opfer des Faschismus ange-
hört, unermüdlich im antifaschistischen
Kampf gegen das Vergessen als Vortragen-
der und Zeitzeuge in Schulen, im Rahmen
von Lehrveranstaltungen und Symposien
etc. aktiv. Rudolf Gelbard, dem 1997 der Be-
rufstitel Professor verliehen wurde, wurde
vielfach ausgezeichnet.
Der Autor Walter Kohl hat die Lebensge-
schichte von Rudolf Gelbard aufgezeichnet.
Das Buch wird in einer Veranstaltung der
Wiener SPÖ-Bildung und des Verlags Franz
Steinmaßl in Anwesenheit von Gelbard von
Bundeskanzler Alfred Gusenbauer präsen-
tiert.
Beginn: 18 Uhr
Jüdisches Museum
Dorotheergasse 11,
1010 Wien

Donnerstag, 4. Dezember

JungwählerInnen 08: Motive,
Milieus und Meinungen

Die Nationalratswahl 08, erstmals mit Wäh-
len mit 16, ist geschlagen. Die Ergebnisse
sind gerade in Bezug auf die WählerInnen-

gruppe unter 30 ernüchternd: Mehr als ein
Drittel hat die FPÖ oder das BZÖ gewählt.
Verkürzende Schlagzeilen wie „Die Jugend
wählt rechts“ flankieren diese Ergebnisse.
So gilt es viele Fragen zu klären: Welche
Wahlmotive bewegten dieJugendlichen und
jungen Erwachsenen? Jugendliche in wel-
chen Lebenszusammenhängen haben die
SPÖ gewählt und welche nicht? Welche
Meinungen vertreten Jugendliche zu Par-
teien und Politik? Diese Fragen erörtert in
einerDiskussionsveranstaltung des Renner-
Instituts die „Arbeitsplattform Update Poli-
tics: Impulsgespräche für politische Füh-
rungskräfte“. Programm: Begrüßung durch
Barbara Rosenberg (stv. Direktorin des Ren-
ner-Instituts),Vortrag von EvaZeglovits (Lei-
terin Forschungsbereich Wahlen & Politik,
SORA-Institut), Kommentare von Jörg Fle-
cker (Wissenschaftlicher Leiter der For-
schungs- und Beratungsstelle Arbeitswelt
FORBA) und Jürgen Wutzlholfer (Landtags-
abgeordneter und Gemeinderat, Jugend-
sprecher der SPÖ Wien); Moderation: Mi-
chael Rosecker (Renner-Institut, Abteilung
Politisches Management und Grundlagen-
arbeit). Um Anmeldung unterTel. 01-804 65
01-0 oder E-Mail post@renner-institut.at
wird gebeten.
Beginn: 19 Uhr
Renner-Institut
Bruno-Kreisky-Saal
Eingang Gartenhotel Altmannsdorf
Hoffingergasse 26, 1120 Wien
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FOTO DER WOCHE

K leine (Frage)spielchen sind nicht
das, was die Menschen angesichts
der Wirtschaftskrise erwarten. Sie

haben eine andere Vorstellung von Politik.
Trotz Jahren des Streits und der Blockade
wäre laut Meinungsforschung die Mehrheit
der Österreicherinnen und Österreicher da-
für, einer Koalition von SPÖ und ÖVP noch
einmal eine Chance zu geben. In Zeiten ei-
ner sich täglich verschärfenden Wirt-
schaftskrise, der Angst um den eigenen Ar-
beitsplatz und um den Lebensstandard ih-
rer Familie vertrauen die Menschen vor al-
lem in die soziale Lösungskompetenz der
SPÖ (42 Prozent) und nicht den Protest-
parteien (FPÖ und BZÖ: 13 Prozent).

Aber die ÖsterreicherInnen verknüpfen die-
ses Vertrauen an Bedingungen und erwar-
ten sich angesichts der dramatischen Situ-
ation auch einen Stil der „neuen Ernsthaf-
tigkeit“. Eine Politik, die um Lösungen ringt
und nicht um Posten, die Ergebnisse bringt
anstatt öffentlich über Detailfragen zu zan-
ken, die rasch Handlungsfähigkeit demon-
striert und nicht den Dissens zelebriert. Die
ÖsterreicherInnen wollen von einer Regie-
rung vor allem eines: gutes Krisenmanage-
ment und ein höchstes Maß an sozialer Si-
cherheit.
Das funktioniert soweit: Mit einer Steuer-
entlastung bereits 2009 werden die Men-
schen rasch entlastet. Und es werden vor
allem jene entlastet, die es am meisten
brauchen: Die SPÖ setzt sich bei den Ver-
handlungen dafür ein, dass rund 80 bis 90
Prozent des gesamten Entlastungsvolu-
mens von 2,3 Milliarden Euro den Einkom-
mensbeziehern unter 4.000 Euro zugute
kommen. Durch Anheben der Einkom-
mensgrenze sollen mehr Menschen von der
Steuer befreit werden, und eine Senkung
des Einstiegssteuersatzes soll die Steuerlast
für kleine Einkommen reduzieren. Übrigens:
Für die kleinsten Einkommen wurden be-
reits die Arbeitslosenversicherungsbeiträge
gestrichen.
Mehr soziale Sicherheit, rasche Entlastung
der SteuerzahlerInnen, Kaufkraftstärkung
und Infrastrukturinvestitionen zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit - das sind die Auf-
gaben einer Regierung. Keine Fragespiel-
chen. Aber das dürfte der ÖVP rasch klar
geworden sein.

Susanna Enk

P.b.b. Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1010 Wien, DVR: 0029106
Zulassungsnummer: GZ 02Z032169 W

Am 3. Mai 1978 standen erstmals in der Geschichte des Bergsteigens österreichi-
sche Alpinisten am Gipfel des Mount Everest, des mit 8.848 Metern höchsten Berges
der Welt. Die Expeditionsteilnehmer von damals – unter ihnen auch Reinhold Mess-
ner – waren zu Gast beim steirischen Landeshauptmann Franz Voves in der Grazer
Burg. Den Anlass für den Besuch bot das 20. Internationale Berg- und Abenteuer-
filmfestival im Grazer Kongress. Filmfestival-Organisator und Expeditionsteilnehmer
Robert Schauer bedankte sich bei Landeshauptmann Voves, der das Festival sowohl
in finanzieller Hinsicht, „aber auch mit seinem sportlichen Spirit unterstützt“.

Neue
Ernsthaftigkeit

Z U M S C H L U S S

Das ÖFB-Team wird von Nachwuchssorgen geplagt.
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